
Die Piratenpartei beschäftigt sich mit denentscheidenden Themen des 21. Jahrhunderts. MitRund 30.000 Mitgliedern ist die PiratenparteiDeutschland die größte der weltweit über 40Piratenparteien und die sechstgrößte Partei inDeutschland. Wir streben einen freien Wissensaustausch an, wollen eine Reformierung des Urheber-und Patentrechts auf den Weg bringen sowiebesseren Datenschutz, mehr Informationsfreiheitund verwandte Themen verfolgen.Gegründet wurden die Piraten in Deutschland imSeptember 2006. In Niedersachsen gibt es uns seitJuli 2007.

Es gibt auch die Möglichkeit mit dem Portemonnaiefür die Piraten zu stimmen. Und jede Spende wirktgleich dreifach:• Sie hilft die Anliegen und Werte der Piraten in dieÖffentlichkeit zu bringen.• Jeder gespendete Euro wird im Nachhinein ausder Parteienfinanzierung fast verdoppelt.• Zu guter Letzt werden Spenden undMitgliedsbeiträge an politische Parteien durcheine steuerliche Ermäßigung begünstigt.

Bank: GLS Gemeinschaftsbank eGEmpfänger: Piratenpartei NiedersachsenKonto: 402 147 3200BLZ: 430 60 967Verwendungszweck: Spende an die Piraten NDS

Spende 5€ per SMS. Sende PIRATEN an 81190.Eine SMS kostet 5 € zzgl. der normalen SMS-Versandkosten. DerBetrag abzüglich 17 Cent geht direkt an die PiratenparteiDeutschland für politische Arbeit. Die Abrechnung erfolgt überdie Mobilfunkrechnung.

Besuche http://spende.piraten-nds.de und sag unseinfach was du spenden möchtest.

PIRATEN NIEDERSACHSEN
DEMOKRATIE WAGEN

WIR BITTEN UM SPENDEN

Spenden per Überweisung

Online spenden

Spenden per Handy

BÜRGERRECHTE
UND DATENSCHUTZ

• Für die Stärkung des Daten- undVerbraucherschutzes
• Für die InformationelleSelbstbestimmung
• Für die Wahrung der Privatsphäregegenüber Staat und Wirtschaft
• Für die Stärkung des Datenschutzes undden Einsatz von Datenschutzbeauf-tragten an Universitäten
• Für Prävention statt Überwachung
• Für ein Versammlungsrecht ohneEinschränkungen
• Für den Schutz vor StaatlichenÜbergriffen durch eine Identifikations-nummer für Polizisten
• Gegen die Vorratsdatenspeicherungsowie die verdachtunabhängigeTelekommunikationsüberwachung
• Für das Recht auf anonymeKommunikation
• Gegen die Entwicklung und den Einsatzvon Staatstrojanern
• Gegen den Einsatz stiller SMS
• Gegen die Handy-Rasterfahndung perFunkzellenauswertung
• Für die Abschaffung desVerfassungsschutzes
• Gegen die Privatisierung hoheitlicherAufgaben und gegen die Abgabe desGewaltmonopols an privateSicherheitsdienste
• Für die Abschaffung der Residenzpflicht

V.i.s.d.P Andreas Neugebauer
Bahnhofsallee 25
31134 Hildesheim
Bild Front: CC-BY-SA - jaeschol (Flickr)
Flyer: CC-BY - Piratenpartei Niedersachsen

BESUCHE UNS IM WEB

Website: http://wahl.piraten-nds.deTwitter: http://twitter.com/PiratenNDSFacebook: http://facebook.com/PiratenNDS

PIRATEN SETZEN SICH EIN



Mit der zunehmenden Digitalisierung und Vernet-zung der Gesellschaft, hat der Schutz persönlicherDaten immens an Bedeutung gewonnen. Durch dasnahezu unkontroliierte Wachstum stattlicher Dien-ste wie der Kameraüberwachung oder der Funkzell-enabfrage, aber auch durch das Wachstum privaterDienste wie Facebook, hat der Bürger die Kontrolleüber seine Daten verloren. Wir fordern eine stren-gere Reglementierung von Staat und Wirtschaft indiesem Bereich und wollen den Bürgern so die Kon-trolle über ihre persönlichen Daten zurück geben.Unnötige Datensammlungen lehnen wir ab. Wirunterstützen die Arbeit von Verbraucherschutzor-ganisationen, die für die Durchsetzung der Rechteder Verbraucher eintreten und fordern mehr Rechteund Kompetenzen für die Vertretung von Bürger-interessen gegenüber Staat und Wirtschaft.

Eine verantwortungsbewusste Innen- und Sicher-heitspolitik respektiert die Grundrechte der Bürger.Wir lehnen es ab, durch Maßnahmen wie die Vor-ratsdatenspeicherung oder die verdachtsunabhän-gige Telekommunikationsüberwachung alle Bürgerunter Generalverdacht zu stellen. Sicherheitsge-setze, die die Grundrechte der Bürger beschneidengehören auf den Prüfstand. Wir wollen das Sicher-heitsgefühl der Bürger Niedersachsens stärken, set-zen dazu jedoch auf Prävention durch soziale Maß-nahmen und Bildung statt auf absolute Kontrolle.

Datenschutz und Datensparsamkeit

Prävention statt Überwachung

Die Piratenpartei betrachtet den Verfassungsschutzals Fremdkörper in der Demokratie und fordertseine Abschaffung. Grund sind sich häufendeUnregelmäßigkeiten und wiederholt auftretendeschwere Fälle von Amtsmissbrauch durch Mitar-beiter des Verfassungsschutzes. Der Verfassungs-schutz ist nicht nur einen erheblicher Schaden fürdie Demokratie, sondern verursacht auch erheb-liche Kosten. Beides wird von einem möglichenNutzen nicht aufgewogen. Das Trennungsgebotvon Polizei und Geheimdiensten wird durch diePiratenpartei zudem kontrolliert und auch weiter-hin durchgesetzt werden. Alle von Maßnahmen desVerfassungsschutzes Betroffenen sollen nach Ab-lauf einer gesetzlich festgesetzten Frist automa-tisch über Ermittlung und Ergebnisse informiertwerden. Anwaltliche Akteneinsicht muss gewährtwerden.

Verfassungsschutz abschaffen

Wir lehnen den Einsatz von Spionagesoftware durchstaatliche Behörden kategorisch ab. DerartigeErmittlungsmethoden stellen in unseren Augeneinen massiven und unverhältnismäßigen Eingriffin das Telekommunikationsgeheimnis und dieUnverletzlichkeit der Wohnung dar. Bisher getätig-te Einsätze des Staatstrojaners und der Umgangmit den hierbei angefallenen Daten von Bürgernbedürfen eingehender Untersuchung durch denLandtag. Alle relevanten Unterlagen zu den Einsät-zen und Verträge zwischen Dienstleistern und Be-hörden sollen unverzüglich öffentlich zugänglichgemacht werden. Der Einsatz einer staatlichenÜberwachungssoftware, zukünftige Gesetzes-vorlagen die auf eine Legalisierung derartigerMaßnahmen abzielen, sowie die Finanzierung einerEntwicklung derartiger Software werden wir stricktablehnen.

Kein Einsatz des Staatstrojaners

Jeder Bürger hat das Recht, in der Öffentlichkeit aufMissstände hinzuweisen und Rechte einzufordern.Die beschlossenen Einschränkungen der Versamm-lungsfreiheit müssen zurück genommen werden.Schon bei Formfehlern drohen Teilnehmern undVersammlungsleitung hohe Bußgelder. Nur durcheine Stärkung des Versammlungsrechts können wirunsere Demokratie langfristig am Leben erhalten.

Versammlungsfreiheit ist Grundrecht

Als Träger des Gewaltmonopols steht stehen diePolizeilichen Behörden in einer besonderen Verant-wortung, der sie leider nicht immer gerecht werden.Insbesondere auf Versammlungen kommt es immerwieder zu rechtswidrigen Übergriffen einzelner Poli-zisten auf Versammlungsteilnehmer. Häufig hat derBetroffene dabei nicht die Möglichkeit, den Namendes Beamten zu erfahren um diesen später zur Ver-antwortung zu ziehen. Wir setzen uns daher für dieEinführung einer jederzeit deutlich erkennbaren,individuellen Identifikationsnummer für bei Ver-sammlungen im Einsatz befindlichen Polizisten ein.

Schutz vor polizeilichen Übergriffen




